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Gesetz über die Neuorganisation der Einrichtungen  
zum Patienten- und Klientenschutz – Sammelnovelle 
 

Wien, am 10. September 2026 
 
Stellungnahme zu o.a. Entwurf 
MTD-Austria, der Dachverband der gehobenen medizinisch-therapeutisch-diagnostischen Gesund-
heitsberufe Österreichs (MTD), erlaubt sich zu o. a. Entwurf im Namen der sieben Interessensvertre-
tungen der im MTD-Gesetz 2024 (MTDG)1 geregelten Berufe Biomedizinische Analytik, Diätologie, Er-
gotherapie, Logopädie, Orthoptik, Physiotherapie und Radiologietechnologie mit insgesamt rund 
41.000 Berufsangehörigen2 Stellung zu nehmen. 

Allgemein 
Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf erfolgt eine grundlegende Neuorganisation der Einrichtungen 
für den Patient:innen- und Klient:innenschutz in Vorarlberg: Patient:innenanwaltschaft, Schiedskom-
mission und Ethikkommission werden neu strukturiert und Geschäftsstellen gebündelt. Als Ziel nennen 
die Erläuterungen die Vereinfachung von Verwaltungsabläufen, die Nutzung von Synergien und den 
effizienten Einsatz vorhandener Ressourcen. 

Der erklärten Zielsetzung des Entwurfs, die Einrichtungen des Patient:innen- und Klient:innenschutzes 
wirksamer und schlanker zu organisieren, misst auch MTD-Austria große Bedeutung bei. Gerade des-
halb erscheint auch ein Blick auf jene Stellen geboten, an denen die Novelle über die Organisation 
hinausgreift und Rechtspositionen entfallen lässt, die für die Patient:innensicherheit, die Gleichstel-
lung der Gesundheitsberufe und die Versorgung im niedergelassenen Bereich von Bedeutung sind. Die 
nachfolgenden Anmerkungen betreffen daher nicht die Neustrukturierung als solche, sondern deren 
Auswirkungen auf die Angehörigen der MTD-Berufe und die von ihnen betreuten Patient:innen. 

Ad § 2 Abs 1 Patienten- und Klientenschutzgesetz und Artikel II – Berufsbezeichnung 
MTD-Austria begrüßt ausdrücklich, dass Art I Z 5 des Entwurfs die überholte Wortfolge „gehobene me-
dizinisch-technische Dienste“ in § 2 Abs 1 Patienten- und Klientenschutzgesetz3 durch die seit Inkraft-

 
1 Bundesgesetz über die gehobenen medizinisch-therapeutisch-diagnostischen Gesundheitsberufe (MTD-Gesetz 2024 – 
MTDG), StF: BGBl I Nr 100/2024. 
2 Pilwarsch/Schichl-Zach/Gruböck/Mathis-Edenhofer/Wallner/Gyimesi/Czasný/Huber, Jahresbericht Gesundheitsberufere-
gister 2024. Gesundheit Österreich, Wien (2025), S 37. 
3 Gesetz über Einrichtungen zur Wahrung der Rechte und Interessen von Patienten und Klienten, StF: LGBl Nr 26/1999, idF: 
LGBl Nr 44/2025. 
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treten des MTDG am 1.9.2024 geltende Bezeichnung „gehobene medizinisch-therapeutisch-diagnosti-
sche Gesundheitsberufe“ ersetzt. Die Richtigstellung entspricht § 1 Abs 1 MTDG und bringt damit auch 
das Vorarlberger Patient:innen- und Klient:innenschutzgesetz terminologisch auf den aktuellen Stand. 

Die Anpassung bleibt allerdings – aus für MTD-Austria nicht nachvollziehbaren Gründen – auf Artikel I 
des Entwurfs beschränkt und ist damit bedauerlicherweise unvollständig: 

Das in derselben Sammelnovelle geänderte Spitalgesetz4 führt die überholte Bezeichnung an mehre-
ren Stellen fort – unter anderem in § 31 Abs 3 (Qualitätssicherungskommission), in § 36 Abs 2 lit h 
(Ambulatorien ohne ständige ärztliche Anwesenheit), in § 43 (Fortbildung des nichtärztlichen Perso-
nals), in § 48 Abs 1 lit e (Inhalt der Krankengeschichte) und in § 57 Abs 3 (Inhalt des Entlassungsbrie-
fes). Auch die Erläuterungen zu Art II Z 5 des Entwurfs verwenden den überholten Terminus – und zwar 
in den Ausführungen zu § 18a Abs 6 lit b. 

Da die Bezeichnung „gehobene medizinisch-technische Dienste“ berufsrechtlich schlicht nicht mehr zu-
treffend ist, ist aus Sicht von MTD-Austria eine flächendeckende Anpassung der Terminologie im Zuge 
der Sammelnovelle geboten. MTD-Austria ersucht daher, die Berufsbezeichnung durchgängig – im 
Patient:innen- und Klient:innenschutzgesetz, im Spitalgesetz sowie in den Erläuterungen – dem 
MTDG entsprechend anzupassen. 

Ad § 6 Abs 2 und § 13 Abs 2 Patienten- und Klientenschutzgesetz – Zugang zur 
Patient:innenanwaltschaft 
Nach geltender Rechtslage enthält § 4 Abs 6 Patienten- und Klientenschutzgesetz einen klaren gesetz-
lichen Auftrag: 

„Die Patientenanwaltschaft soll ihre Tätigkeit durch Verträge mit niedergelassenen Angehörigen der 
im § 2 Abs. 1 genannten Berufe […] auf deren Patienten bzw. Klienten ausdehnen.“5 

Der Auftrag richtet sich auf sämtliche in § 2 Abs 1 Patienten- und Klientenschutzgesetz genannten Be-
rufe und damit ausdrücklich auch auf die Angehörigen der MTD-Berufe. 

§ 6 Abs 2 des Entwurfs wandelt diesen gesetzlichen Auftrag nun in eine bloße Möglichkeit um: Die Pa-
tient:innenanwaltschaft ist demnach für Patient:innen der genannten niedergelassenen Berufe künftig 
nur insoweit zuständig, „als die Landesregierung dies in einem Vertrag mit den betroffenen Berufsan-
gehörigen bzw. Rechtsträgern geregelt hat“. Diesbezüglich sieht § 13 Abs 2 des Entwurfs vor, dass bei 
solchen Verträgen darauf zu achten ist, dass dem Land „durch die Tätigkeit der Patientenanwaltschaft 
tunlichst keine finanziellen Aufwendungen entstehen“. Die Erläuterungen halten in diesem Zusammen-
hang lediglich fest, es sei „auf einen entsprechenden Kostenersatz zu achten“ (Erläuterungen zu 
§ 13 Abs 2, S 10). Da der Vertrag nach § 6 Abs 2 mit den Berufsangehörigen bzw. deren Rechtsträgern 

 
4 Gesetz über Krankenanstalten, StF: LGBl Nr 54/2005, LGBl Nr 60/2024. 
5 Hervorhebungen durch Unterstreichungen durch die Verfasser:innen. 
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zu schließen ist, kommt als Kostenträger wohl nur die Vertragspartnerseite in Betracht. Aus Sicht von 
MTD-Austria wirft ein von Vertragsabschluss und Finanzierung abhängiger Zugang zur Patient:innen-
anwaltschaft gleichheitsrechtliche Fragen auf, die einer näheren rechtlichen Prüfung bedürfen – je 
nach Erbringungsort führte dieselbe Leistung immerhin zu unterschiedlichem Patient:innenschutzni-
veau. MTD-Austria hält die Beibehaltung des gesetzlichen Auftrags zur Ausdehnung der Tätigkeit der 
Patient:innenanwaltschaft auf den niedergelassenen Bereich im Interesse der Patient:innensicherheit 
sowie der Gleichbehandlung der Versorgungssettings und Gesundheitsberufe für dringend geboten. 

Ergänzend weist MTD-Austria darauf hin, dass die Übergangsbestimmungen des § 20 des Entwurfs an-
hängige Verfahren, laufende Funktionsperioden, Rücklagen und aufzubewahrende Unterlagen regeln, 
nicht jedoch das Schicksal allfälliger nach § 4 Abs 6 Patienten- und Klientenschutzgesetz bereits abge-
schlossener Verträge. 

MTD-Austria ersucht, den bisherigen gesetzlichen Auftrag zur Ausdehnung der Tätigkeit der 
Patient:innenanwaltschaft auf Patient:innen niedergelassener Gesundheitsberufe beizubehalten, 
den Kostenvorbehalt des § 13 Abs 2 insoweit entfallen zu lassen sowie eine Übergangsbestimmung 
zur Sicherung allfällig bestehender Verträge vorzusehen. 

Ad Entfall der §§ 7 bis 9 Patienten- und Klientenschutzgesetz – Schiedskommission 
Die Schiedskommission wirkt nach geltender Rechtslage bei Patient:innen- und Klient:innenschäden 
auf eine außergerichtliche Einigung hin und erstattet Lösungsvorschläge (§§ 7 f Patienten- und Klien-
tenschutzgesetz). Für die MTD-Berufe ist dabei von besonderer Bedeutung, dass niedergelassene Be-
rufsangehörige, gegen die Ansprüche erhoben werden, das Verfahren nach § 8 Abs 2 lit b selbst einlei-
ten können und nach § 8 Abs 5 lit b Verfahrenspartei sind. Die Kommission hat binnen sechs Monaten 
einen schriftlichen Lösungsvorschlag in Form eines Gutachtens zu unterbreiten; ein Kostenersatz für 
eine Parteienvertretung findet nicht statt (§ 8 Abs 7 und 9). Das Verfahren ist damit niederschwellig 
und kostengünstig ausgestaltet. 

Der Entwurf lässt die §§ 7 bis 9 entfallen. Die an ihre Stelle tretende Entschädigungskommission über-
nimmt diese Funktion nicht: Ihre Aufgabe beschränkt sich auf die Beurteilung der Angemessenheit der 
Höhe von Patient:innenentschädigungen, ihre Zuständigkeit ist zudem auf Schäden in Krankenanstal-
ten begrenzt und antragsberechtigt ist ausschließlich die Patient:innenanwaltschaft (§§ 8 bis 10 des 
Entwurfs). 

Für freiberuflich tätige Angehörige der MTD-Berufe bedeutet dies den ersatzlosen Verlust der zentra-
len gesetzlich eingerichteten außergerichtlichen Streitbeilegungsmöglichkeit im extramuralen Bereich. 
Dies hätte zur Konsequenz, dass Haftungsfälle künftig unmittelbar zivilgerichtlich auszutragen sind – 
mit entsprechend höherem Prozess- und Kostenrisiko, längerer Verfahrensdauer und dem Wegfall der 
Möglichkeit, einen Anspruch frühzeitig durch ein Kommissionsgutachten zu klären. 
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Gerade bei Leistungen der MTD-Berufe ist die Beurteilung möglicher Schadensfälle vielfach komplex. 
Aus Sicht von MTD-Austria schützt eine fachkundige außergerichtliche Beurteilung Patient:innen sowie 
Berufsangehörige gleichermaßen vor langwierigen und kostenintensiven Verfahren. MTD-Austria 
spricht sich dafür aus, dass bei der Beurteilung eines Schadens im Zusammenhang mit einer MTD-Leis-
tung eine fachkundige Person aus dem betroffenen Beruf beigezogen wird – eine Möglichkeit, die auch 
für die Entschädigungskommission nach § 9 Abs 2 des Entwurfs angeregt wird. 

Mit der Schiedskommission entfällt zugleich die Aufklärungspflicht des § 5 Abs 3 Patienten- und Klien-
tenschutzgesetz, wonach Patient:innen bei der Geltendmachung eines Schadens über die Möglichkeit 
der Anrufung der Schiedskommission aufzuklären und dabei zu unterstützen sind. Die Nachfolgebe-
stimmung des § 7 Abs 2 des Entwurfs beschränkt sich darauf, dass die Patient:innenanwaltschaft bei 
der Behandlung von Beschwerden „auf eine außergerichtliche Bereinigung hinzuwirken“ hat. 

MTD-Austria ersucht daher, für den niedergelassenen Bereich eine außergerichtliche Streitbeile-
gungsmöglichkeit beizubehalten, bei der Beurteilung von Schäden im Zusammenhang mit MTD-Leis-
tungen die Beiziehung einer fachkundigen Person aus dem betroffenen Beruf zu ermöglichen und 
die Aufklärung der Patient:innen über diese Möglichkeit sicherzustellen. 

Ad §§ 11 f Patienten- und Klientenschutzgesetz – Ethikkommission 
Verbindliche Vertretung der MTD-Fachkompetenz 
§ 11 Abs 2 des Entwurfs sieht zehn ständige stimmberechtigte Mitglieder der Ethikkommission vor. Ein 
Mitglied aus dem Kreis der MTD-Berufe ist – wie schon nach geltender Rechtslage – nicht darunter. 
Eine Beteiligung ist nur über § 11 Abs 4 lit a des Entwurfs möglich, wonach „gegebenenfalls eine ent-
sprechende sonstige Person aus dem Kreis der Angehörigen eines Gesundheitsberufes“ beizuziehen ist; 
die Beiziehung liegt im Ermessen der den Vorsitz führenden Person. 

Die Erläuterungen führen dazu aus, die Zusammensetzung sei „im Wesentlichen grundsatzgesetzlich 
vorgegeben“ (Erläuterungen zu § 11 Abs 2 bis 7, S 8). Dieser Hinweis auf das KAKuG6 trägt aus Sicht 
von MTD-Austria nicht: § 8c Abs 4 KAKuG normiert eine Zusammensetzung, aus der die Ethikkommis-
sion mindestens zu bestehen hat. Es handelt sich sohin um eine Untergrenze, nicht um eine abschlie-
ßende Vorgabe. 

Dass der Landesgesetzgeber diesen Gestaltungsspielraum kennt und in Anspruch nimmt, zeigt der Ent-
wurf selbst: Das ständige Mitglied aus dem Bereich des psychologischen oder psychotherapeutischen 
Dienstes (§ 11 Abs 2 lit j des Entwurfs) findet in § 8c Abs 4 Z 1 bis 9 KAKuG keine Entsprechung. 

Auch dass ein ständiger Sitz für die MTD-Berufe nicht nur möglich, sondern in anderen Bundesländern 
bereits verwirklicht ist, zeigt ein beispielhafter Blick in § 30 Abs 2 Z 4 Salzburger Krankenanstaltenge-
setz 20007. Dieser führt unter den Mitgliedern der Ethikkommission ausdrücklich „einen Vertreter des 

 
6 Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), StF: BGBl Nr 1/1957, idF: BGBl I Nr 50/2025. 
7 Salzburger Krankenanstaltengesetz 2000 – SKAG, StF: LGBl Nr 24/2000, idF: LGBl Nr 90/2024. 
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gehobenen medizinisch-technischen Dienstes“ an (dort noch in der Terminologie des MTD-Gesetzes 
1992). Der Salzburger Landesgesetzgeber hat den grundsatzgesetzlichen Spielraum insoweit genutzt. 

Hinzu kommt, dass § 5b Abs 4 KAKuG eine Vertretung der (dort noch als „medizinisch-technischer 
Dienst“ bezeichneten) gehobenen medizinisch-therapeutisch-diagnostischen Gesundheitsberufe in 
der Kommission für Qualitätssicherung jeder bettenführenden Krankenanstalt zwingend vorschreibt. 
Es erschließt sich MTD-Austria nicht, weshalb eine Berufsgruppe, deren Beteiligung an der Qualitätssi-
cherung bundesgrundsatzgesetzlich verpflichtend ist, bei der ethischen Beurteilung von Vorhaben, die 
ihre eigenen diagnostischen und therapeutischen Methoden betreffen, nicht ständig vertreten sein 
soll. 

Für einen ständigen Sitz spricht außerdem der zunehmende Stellenwert, den die Forschung im Bereich 
der MTD-Berufe einnimmt. Das MTDG hat diese Entwicklung bereits berücksichtigt und die Berufsaus-
übung ausdrücklich auch „in Forschung, Entwicklung und Lehre“ verankert (§ 1 Abs 2 MTDG). Die sie-
ben MTD-Berufe decken dabei ein äußerst breites diagnostisches, therapeutisches und technisches 
Spektrum ab. Eine ständige Vertretung aus dem MTD-Bereich, die dieses Spektrum abzudecken ver-
mag, ist daher aus Sicht von MTD-Austria unverzichtbar. Hinzu kommt, dass Forschungsvorhaben in 
wachsender Zahl multiprofessionell und interdisziplinär angelegt sind, sodass auch aus diesem Grund 
eine Vertretung der MTD-Fachkompetenz geboten erscheint. 

Die MTD-Berufe verfügen über eine durchgängig akademische Ausbildung auf Bachelorniveau 
(§ 42 MTDG) einschließlich forschungsmethodischer Grundlagen. Die fachliche Beurteilung diagnosti-
scher und therapeutischer Vorhaben setzt die Kenntnis des jeweiligen berufsspezifischen Prozesses 
voraus; sie kann aus Sicht von MTD-Austria durch ärztliche oder pflegerische Expertise nicht ersetzt 
werden. 

MTD-Austria ersucht daher, § 11 Abs 2 des Entwurfs um ein ständiges stimmberechtigtes Mitglied 
aus dem Kreis der gehobenen medizinisch-therapeutisch-diagnostischen Gesundheitsberufe zu er-
gänzen und damit die Gleichstellung mit den anderen dort vertretenen Gesundheitsberufen herzu-
stellen. 

Erhalt des Zugangs für Forschungsvorhaben im niedergelassenen Bereich 
Nach geltender Rechtslage erstreckt sich die Zuständigkeit der Vorarlberger Ethikkommission über 
Krankenanstalten hinaus: § 13 Abs 3 lit a Spitalgesetz erfasst angewandte medizinische Forschung am 
Menschen sowie neue Behandlungskonzepte und -methoden auch im niedergelassenen Bereich. § 13 
Abs 6 lit d Spitalgesetz bestimmt dazu ausdrücklich, dass die Leitung eines solchen Vorhabens „dem 
Kreis der niedergelassenen Ärzte oder Ärztinnen oder der Angehörigen des gehobenen medizinisch-
technischen Dienstes angehören muss“. 

Diese Bestimmung räumt den Angehörigen der MTD-Berufe eine ausdrückliche und den Ärzt:innen 
gleichgestellte Antragslegitimation ein. Diese Antragslegitimation entfällt mit dem Wegfall der §§ 12 f 
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Spitalgesetz ersatzlos. Die künftige Ethikkommission ist nach § 12 Abs 1 des Entwurfs nur noch für Vor-
haben in den Krankenanstalten zuständig und die Antragstellung obliegt nach § 12 Abs 5 des Entwurfs 
ausschließlich der Leitung der Organisationseinheit bzw. – bei Pflegeforschungsprojekten – der Leitung 
des Pflegedienstes. 

Für freiberuflich tätige Berufsangehörige bedeutet dies den vollständigen Verlust des Zugangs: Sie sind 
weder einer Krankenanstalt zugeordnet noch verfügen sie über eine Organisationseinheit mit einer 
entsprechenden Leitung. 

Dieser Umstand wiegt schwer, weil das MTDG die Forschung ausdrücklich als eine Kompetenz der 
MTD-Berufe benennt: Nach § 1 Abs 2 MTDG führen die Angehörigen der MTD-Berufe ihre medizinisch-
therapeutisch-diagnostischen Maßnahmen u.a. „in Forschung, Entwicklung und Lehre“ durch. Ein po-
sitives Votum einer Ethikkommission ist in der Praxis regelmäßig Voraussetzung für die Publikation in 
einer Fachzeitschrift, für Drittmittelanträge sowie für Qualifikationsarbeiten mit Datenerhebung an 
Patient:innen. Der Entfall des Zugangs kann die praktische Durchführung von Forschungsvorhaben im 
niedergelassenen Bereich daher erheblich erschweren und steht in einem Spannungsverhältnis zur Tä-
tigkeit der MTD-Berufe in Forschung und Entwicklung. 

Betroffen sind Vorhaben aus dem gesamten diagnostischen und therapeutischen Feld. Im Bereich der 
Biomedizinischen Analytik betrifft dies beispielsweise Methodenvalidierungen, Untersuchungen mit 
Humanproben, genetische und molekulargenetische Forschung, reproduktionsmedizinische Fragestel-
lungen oder die Evaluierung neuer Verfahren der Funktionsdiagnostik. Ein Teil dieser Vorhaben unter-
liegt zusätzlich den Anforderungen des Gentechnikgesetzes8, des Gewebesicherheitsgesetzes9 sowie 
künftig der SoHO-Verordnung (EU) 2024/193810 samt den dazu ergehenden nationalen Begleitvor-
schriften. Gerade bei derart komplexen Projekten ist eine verlässliche ethische Beurteilung erforder-
lich. 

Die Erläuterungen begründen den Entfall ausschließlich mit einer „Reduktion von Ressourcenaufwän-
den“ (Erläuterungen zu § 12 Abs 1 und 2, S 9), beziffern den gesamten Einsparungseffekt aus Aufga-
benreduktion und neu geschaffenem Ablehnungsrecht jedoch gleichzeitig mit lediglich rund € 4.624,00 
pro Jahr (Erläuterungen, S 3). Auf den niedergelassenen Bereich entfällt wohl nur ein Bruchteil dieses 
Betrages. 

 
8 Bundesgesetz, mit dem Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organismen, das Freisetzen und Inverkehrbringen von gen-
technisch veränderten Organismen und die Anwendung von Genanalyse und Gentherapie am Menschen geregelt werden 
(Gentechnikgesetz – GTG), StF: BGBl Nr 510/1994, idF: BGBl I Nr 8/2022. 
9 Bundesgesetz über die Festlegung von Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Gewinnung, Verarbeitung, Lagerung und 
Verteilung von menschlichen Zellen und Geweben zur Verwendung beim Menschen (Gewebesicherheitsgesetz-GSG), 
StF: BGBl I Nr 49/2008, idF: BGBl I Nr 37/2018. 
10 Verordnung (EU) 2024/1938 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über Qualitäts- und Sicher-
heitsstandards für zur Verwendung beim Menschen bestimmte Substanzen menschlichen Ursprungs und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2002/98/EG und 2004/23/EG, ABl 2024/1938. 
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Bevor eine bestehende Zuständigkeit zurückgenommen wird, sollte aus Sicht von MTD-Austria zumin-
dest geklärt sein, wohin sich die betroffenen Berufsangehörigen künftig wenden können. Andernfalls 
entsteht für sie erhebliche Rechts- und Planungsunsicherheit. 

MTD-Austria ersucht, die Zuständigkeit der Ethikkommission für Vorhaben im niedergelassenen Be-
reich beizubehalten und die Antragslegitimation des bisherigen § 13 Abs 6 lit d Spitalgesetz – in ak-
tualisierter Terminologie – in den neuen § 12 Abs 5 zu übernehmen. 

Ablehnung von Vorhaben ohne Befassung 
Gemäß § 12 Abs 3 des Entwurfs ist eine Befassung der Ethikkommission nur bei der Anwendung neuer 
medizinischer Methoden sowie – aufgrund bundesgesetzlicher Vorschriften – bei klinischen Prüfungen 
von Arzneimitteln und Medizinprodukten verpflichtend (§ 12 Abs 1 lit a und b des Entwurfs). Bei allen 
übrigen Vorhaben ist die Befassung der Ethikkommission fakultativ. Nach § 12 Abs 4 des Entwurfs kann 
die Ethikkommission die Beurteilung dieser Vorhaben ablehnen, ohne dass ein Rechtsanspruch auf 
Befassung besteht. 

Ob ein Vorhaben in den verpflichtenden oder in den fakultativen Bereich fällt, entscheidet sich damit 
über seine Zuordnung zu den Kategorien des § 12 Abs 1 des Entwurfs. Für die MTD-Berufe wirkt sich 
dies unmittelbar aus. Während Pflegeforschungsprojekte nach § 12 Abs 1 lit e des Entwurfs eine ei-
gene Kategorie mit eigenem Antragsrecht der Pflegedienstleitung (§ 12 Abs 5 lit b des Entwurfs) bil-
den, fehlt eine vergleichbare Regelung für Forschungsvorhaben der MTD-Berufe. Der Zugang zur ethi-
schen Beurteilung hängt dadurch nicht allein vom Gegenstand eines Vorhabens ab, sondern insbeson-
dere auch davon, unter welcher Bezeichnung es eingebracht wird – und von wem es überhaupt einge-
bracht werden kann. 

Dieselbe Systematik zeigt sich bei der fachlichen Beurteilung: Nach § 11 Abs 5 lit c des Entwurfs ist bei 
Pflegeforschungsprojekten sowie bei der Anwendung neuer Pflege- und Behandlungskonzepte und 
neuer Pflege- und Behandlungsmethoden eine Person beizuziehen, „die über Expertise hinsichtlich Me-
thoden der qualitativen Forschung verfügt“. Die Beiziehung berufsspezifischer fachlicher Expertise aus 
dem jeweils betroffenen MTD-Beruf ist demgegenüber nicht vorgesehen. 

MTD-Austria ersucht daher, Forschungsvorhaben der MTD-Berufe in § 12 Abs 1 des Entwurfs als ei-
gene Kategorie aufzunehmen, in § 12 Abs 5 des Entwurfs ein entsprechendes Antragsrecht vorzuse-
hen und die Beiziehung fachlicher Expertise nach dem Vorbild des § 11 Abs 5 lit c des Entwurfs si-
cherzustellen – wiederum im Sinne einer Gleichstellung der Gesundheitsberufe. 

Ergänzend erscheint es aus Sicht von MTD-Austria geboten, eine Ablehnung nach § 12 Abs 4 des Ent-
wurfs an sachliche Kriterien und eine kurze schriftliche Begründung zu binden, zumal gegen die privat-
rechtlich ausgestaltete Ablehnung kein Rechtsmittel offensteht. Der Transparenz und Nachvollziehbar-
keit einer solchen Entscheidung kommt daher besondere Bedeutung zu. 
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Ad § 18a Abs 6 lit b Spitalgesetz – Bedarfsprüfung für selbständige Ambulatorien 
Art II Z 5 des Entwurfs ergänzt die bei der Bedarfsprüfung für selbständige Ambulatorien zu berück-
sichtigenden Kriterien um das bestehende Versorgungsangebot durch „niedergelassene Angehörige 
der in § 135 Abs. 1 ASVG genannten Berufe“. Damit werden die therapeutischen Gesundheitsberufe – 
soweit ersichtlich erstmals – ausdrücklich in jenem Kriterium genannt, das das bereits bestehende Ver-
sorgungsangebot abbildet und auf das § 18a Abs 3 letzter Satz Spitalgesetz für die Stellungnahme des 
Dachverbandes der Sozialversicherungsträger verweist. MTD-Austria begrüßt diesen Schritt ausdrück-
lich, zumal es um die Verteilung von Versorgungsressourcen mit allen daraus folgenden Implikationen 
für die Versorgungsstruktur in Vorarlberg geht. 

Die Ergänzung schließt eine Lücke, die sich aus dem Zusammenspiel von Grundsatzgesetz und Sozial-
versicherungsrecht ergibt: § 135 Abs 1 Z 1 ASVG stellt die aufgrund ärztlicher Verschreibung erforder-
liche Behandlung durch freiberuflich berechtigte Angehörige der Physiotherapie (lit a), der Logopädie 
(lit b) und der Ergotherapie (lit c) der ärztlichen Hilfe gleich. Diese Leistungen werden auf Grundlage 
von Kassenverträgen als Sachleistung erbracht und sind damit ein zentraler Bestandteil der vertraglich 
abgesicherten Versorgung. Bei der Bedarfsprüfung nach § 3a Abs 2 Z 1 KAKuG bleiben sie bislang – für 
MTD-Austria nicht nachvollziehbar – unberücksichtigt. 

Im Interesse einer bundesweit einheitlichen, sachlichen Regelung spricht sich MTD-Austria bei dieser 
Gelegenheit daher auch für eine entsprechende Klarstellung in § 3a KAKuG aus. 

MTD-Austria erlaubt sich in diesem Zusammenhang schließlich noch eine terminologische Anmerkung: 
§ 135 Abs 1 Z 1 ASVG führt die drei Berufe nach wie vor unter der Terminologie des MTD-Gesetzes 
1992 an. Über den Verweis in § 18a Abs 6 lit b Spitalgesetz werden diese überholten Bezeichnungen 
auch in die Erläuterungen zu Art II Z 5 des Entwurfs übernommen (S 13). MTD-Austria ersucht daher 
– wie bereits eingangs zur Berufsbezeichnung ausgeführt –, in den Erläuterungen die geltenden Be-
zeichnungen nach dem MTDG zu verwenden. 

 

MTD-Austria ersucht um Berücksichtigung der Anmerkungen und Anregungen in dieser Stellungnahme 
und steht für Rückfragen sowie einen weiterführenden fachlichen Austausch selbstverständlich und 
gerne zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Mag.a Gabriele Jaksch 
Präsidentin MTD-Austria 


